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Zürich
Mittwoch, 2. September 2020

Der Kontrast zu Bern ist offen-
sichtlich.DerBundesrat darf sich
in Abstimmungskämpfen nicht
gegen Vorlagen des Parlaments
stellen. Im Kanton Zürich gilt
diese Regel nicht – und daswur-
de am Dienstag eindrücklich
demonstriert.Mit eindringlichen
Worten wehrten sich Finanzdi-
rektor Ernst Stocker (SVP) und
Volkswirtschaftsdirektorin Car-
men Walker Späh (FDP) gegen
die Änderungen des Zusatzleis-
tungsgesetzes und des Strassen-
gesetzes. Diese hat der Kantons-
rat beschlossen, am 27. Septem-
ber entscheidet das Stimmvolk.
Die beiden Gesetzesrevisionen
kosten den Kanton jährlich rund
250Millionen Franken.Umden-
selben Betragwerden die Städte
und Gemeinden entlastet.

«Mir langet emStocker is Käs-
seli ine», habe die grösste Frak-
tion im Parlament entschieden
– «die Gemeindefraktion». So
sagte es der Finanzdirektor vor
den Medien. «Bedenklich» fin-

det er, dass das Parlament die
Auswirkungen für den Kantons-
haushalt ausser Acht lasse. «Ir-
gendwohermuss das Geld kom-
men, aber es ist nicht da. Doch
das ist dem Kantonsrat egal.»

«Ernsthaft Sorgen»
Dass das Geld fehlen wird, hatte
Stocker schon am Freitag darge-
legt. Für die nächsten vier Jahre
plant ermit kumulierten Defizi-
ten von fast 2 Milliarden, und
zwar noch bevor er die Folgen
der Corona-Krise genauer bezif-
fern kann. «Ichmachemir ernst-
haft Sorgen», sagte er.

Undmit den beiden Gesetzes-
revisionen kämen noch 750Mil-
lionen dazu,was die kantonalen
Finanzen definitiv in Schieflage
brächte. Die Folge: «Massnah-
men» – wie es das Gesetz ver-
langt. Das kann ein Sparpaket
sein, es können auch Steuererhö-
hungen sein. «Irgendwannwird
es Konsequenzen haben»,warn-
te Stocker. «Und wie sollen wir

in Zukunft ökologische Projekte
finanzieren?»

Dabei gehe es den Gemeinden
gar nicht so schlecht. Viele hät-
ten in den letzten Jahren Über-
schüsse erzielt und den Steuer-
fuss senken können, stellte Sto-
cker fest. Und für 2021 zahlt der
Kanton 100 Millionen mehr in
den Finanzausgleich zugunsten
derGemeinden.Winterthur etwa
erhält 20 Millionen mehr und
kommt auf über 200 Millionen.
Mit den beiden Gesetzesände-
rungen kommenweitere 20Mil-
lionen dazu,während die Schul-
den des Kantons stark stiegen.

Er sei als ehemaliger Stadtprä-
sident der Nehmergemeinde
Wädenswil gewiss nicht gegen
die Gemeinden, beteuerte Sto-
cker. Doch er verstehe die Welt
nichtmehr,wenn ein Gemeinde-
präsidentwie jenervon Embrach
an vorderster Front für dieÄnde-
rungen kämpft, obwohl ebendie-
ser Gemeinderat in der Jahres-
rechnung 2019 davon schwärmt,

«im dritten Jahr in Folge ein sehr
gutes Ergebnis erzielt» zu haben,
und dass diese Entwicklung trotz
Corona «für die Zukunft positiv»
stimme.

Geld für reichste Gemeinden
Was Stocker ebenfalls ärgert:
«Wirmüssten den reichsten Ge-
meinden wie Küsnacht oder
Rüschlikon nochmehrGeld schi-
cken.» Denn derKantonsrat habe
sich vom Giesskannenprinzip
leiten lassen.Der Standortattrak-
tivität des Kantons Zürich brin-
ge es nicht viel, wenn Gemein-
den wie Wald ihre Steuern «um
zwei bis drei Prozentpünktli»
senken könnten, während es
dem Kanton schlecht gehe.

Ähnlich äusserte sich Volks-
wirtschaftsdirektorin Carmen
Walker Späh. Gemäss Kantons-
rat würden aus dem kantonalen
Strassenfonds rund 90Millionen
an die Gemeindenweitergeleitet,
damit diese ihre eigenen Stras-
sen unterhalten können. «Doch

der Strassenfonds ist kein üppig
dotiertes Sparsäuli», hielt sie
fest. Vielmehr sei der Fonds mit
500 Millionen verschuldet.

Die 90Millionenwürdenwie-
derum nicht nur dem 1500 Kilo-
meter langen kantonalen Stras-
sennetz fehlen, sondern auch den
Velowegen, Fusswegen,Wander-
wegen, ja sogar den Reitwegen,
die aus dem Fonds finanziert
werden. LautWalker Späh ist die
Verlagerung des Auto- auf den
Veloverkehr gefährdet. Sie sprach
auchvon einemFehler in derVor-
lage, da gewisse Gemeinden neu
mehr Geld bekämen, als sie für
Strassen ausgeben.

Im Gegenzug würde der
Unterhalt der überkommunalen
Strassen leiden – ausserman er-
höhe dieVerkehrsabgabe für die
Autofahrer oder senke die Stras-
senstandards. Ersteres sei unrea-
listisch, sagte Walker Späh, und
das Zweite wolle sie nicht.

Pascal Unternährer

Die Kantonsregierung geht in Opposition
Abstimmungen Ernst Stocker und CarmenWalker Späh üben Kritik am Kantonsrat. Das Stimmvolk müsse zwei Vorlagen ablehnen.

«Ich verstehe die Welt nicht
mehr»: Finanzdirektor Stocker ist
in Sorge. Foto: Andrea Zahler
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Die Berufsmaturität ist im Coro-
na-Jahr so begehrt wie noch nie
in ihrer 50-jährigen Geschichte.
Die Anmeldezahlen sind sowohl
in Zürich als auch inWinterthur
regelrecht explodiert. «Wir sind
pumpenhagelvoll», sagt Stefanie
Wick Widmer, Delegierte der
Schulleitung an der Berufsbil-
dungsschuleWinterthur (BBW).

Am stärksten zugenommen
hat die Nachfrage nach Plätzen
in der Abteilung der Berufsma-
turität 2 (BM2). Das ist der Lehr-
gang, in demman nach der Leh-
re die Berufsmaturität nachho-
len kann. In Winterthur haben
sich für die BM2 348 Personen
angemeldet. Das sind mehr als
doppelt so viele wie im Vorjahr.

Aus zwei Gründen hat Wick
WidmermitmehrLernenden ge-
rechnet: Die Anmeldefrist wur-
de im Frühlingwegen des Lock-
downumdreiMonate verlängert,
und besonders erfolgreiche
Lehrabgängerwerden prüfungs-
frei aufgenommen. Aber: «Die-
ser Ansturm hat alle Erwartun-
gen übertroffen», sagt sie.

Einstellung im Eilverfahren
Um Platz zu schaffen für diese
vielen Lernenden, mussten die
Stundenpläne angepasst, die
Zimmer anders verteilt und die
Klassen bis zu den letzten Plät-
zen aufgefüllt werden. Zudem
musste die Schule innerhalb von
fünfWochen fast 20 zusätzliche
Lehrpersonen einstellen.

Mit Lehrkräften aushelfen
konnte teilweise auch die Berufs-
maturitätsschule Zürich (BMZ),
wieAbteilungsleiter LukasMeier
erklärt. Diese Schule ist die
grösste ihrer Art in der ganzen
Schweiz. In der Regel verzeich-
net sie jedes Jahr zwischen 700
und 750 Anmeldungen für die
BM2. Heuer waren es 1100, bei
weitem zuviel für die jetzt schon
ausgelasteten Räumlichkeiten
der Schule. Deshalb hat Meier
270 Lernende nach Winterthur
und Uster abgegeben.

Auch Meier ist überrascht vom
Ansturm. Aufgefallen ist ihm,
dass er viele Anmeldungen von
Älteren, deutlich über 20-Jähri-
gen, bekommen hat: «Offenbar
haben sich viele an ihren guten
Lehrabschluss erinnert und nun
die Gelegenheit des prüfungs-
freien Eintritts genutzt.»

Stefanie Wick Widmer nennt
noch andere Gründe. So muss-
ten viele wegen der Reisebe-
schränkungen auf das beliebte
Zwischenjahr nach der Lehre
verzichten.Dann könnte auch die
Wirtschaftskrise eine Rolle spie-
len. «Es gibt wohl etliche Lehr-
abgängerinnen, die von ihren
Lehrfirmen nichtweiterbeschäf-
tigt werden.»

Beruhigung im Frühling
Überrascht hat Wick Widmer
noch etwas.Deutlich angestiegen
ist die Zahl der Lernendenvor al-
lem in der Fachrichtung Gesund-
heit und Soziales (Geso),während
das Wachstum in der Richtung
Technik, Architektur und Life-
Sciences vergleichsweise mo-
derat blieb. Warum haben sich
ausgerechnet Lehrabgängerin-
nen im Gesundheitsbereich für
die Berufsmatur entschieden?

Ummehr über ihre Motive zu
erfahren, will Wick Widmer in
der Fachrichtung Geso eine Um-
frage starten. Sie vermutet, dass
die schlechtenArbeitsbedingun-
gen im Gesundheitswesen ein
Faktor sein könnten. «Durch eine
Berufsmaturität und ein Stu-
dium können etwa Fachange-
stellte Gesundheit die Karriere-
leiter hochsteigen.» Womöglich
bereiteten siemit der Berufsma-
tur auch einen Umstieg in einen
anderen Beruf vor, oder: «Sie ha-
ben schlicht Angst, in Corona-
Zeiten im Spital zu arbeiten.»

Imnächsten Frühling rechnen
sowohl Meier als auch Wick
Widmer mit einer Beruhigung.
Sollte die Corona-Krise aber an-
halten, wird das zum Abbau von
Arbeitsplätzen führen. «Dann
werden unsere Anmeldezahlen
hoch bleiben», sagtWickWidmer.

Ansturm auf die Berufsmatur
Folgen der Pandemie In den Zürcher Berufsmaturitätsschulen wird es enorm eng. Im Corona-Jahr haben sich teilweise doppelt
so viele Lernende eingeschrieben als üblich.

Äusserst beliebt: Die grösste Berufsmaturitätsschule der Schweiz an der Lagerstrasse in Zürich. Foto: Dominique Meienberg

An den Berufsmaturitätsschulen
ist inzwischen wieder der volle
Präsenzunterricht angelaufen.
Die Bildungsdirektion schreibt
eineMaskenpflicht auf den Gän-
gen der Schulen vor, nicht aber
im Unterricht selbst. Wer will,
darf dort ebenfalls eine Maske
tragen,muss aber nicht.Dafür ist
gemäss neuen Regeln eine fixe
Sitzordnung nötig.

Wenn eine Schülerin oder ein
Schüler positiv getestet wird,

kann so vom Contact-Tracing-
Teambesser eruiertwerden,wer
dem oder der Kranken ammeis-
ten ausgeliefert war. Laut Ste-
phan Meyer, Rektor an der Be-
rufsmaturitätsschule Zürich
(BMZ), sind seit den Sommerfe-
rien zwei Lernende positiv ge-
testet worden. «Die Zusammen-
arbeit mit den Contact-Tracern
und derBildungsdirektion funk-
tionierte wie am Schnürchen»,
sagt Meyer.

Nach Bekanntwerden der Fälle
gelte in den betroffenen Klassen
auch im Unterricht Masken-
pflicht. Allerdings wurde nie-
mand in Quarantäne geschickt.
In einem Fall sei der Sitznachbar
eines Kranken getestet worden,
allerdingsmit negativemBefund.

Beim Schulstart Mitte August
waren zudem einige Lernende
noch in Quarantäne gewesen,
weil sie ihre Ferien in einem Ri-
sikogebiet verbracht hatten.

An der BMZ gibt es noch einen
Sonderfall. In den Klassen der
BM1 (Lehrlinge, welche die Be-
rufsmaturität während ihrer
Lehre absolvieren) gilt für jene
in der Fachrichtung Gesundheit
und Soziales auch imUnterricht
Maskenpflicht. DerGrund dafür:
Die besagten Schülerinnen und
Schüler arbeiten in der Lehre in
Heimen und Arztpraxen, wo sie
häufig mit Personen aus der Ri-
sikogruppe zu tun haben. (sch)

Corona: Schule unter erschwerten Bedingungen
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